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Zur Debatte um die 
Zivilgesellschaft in Indonesien

von Olaf Schumann

ln seiner Hamburger Dissertation hat Masykuri Abdillah eine umfangreiche 

Darstellung und Analyse unterschiedlicher Demokratieverständnisse vorge­

legt, wie sie in den Jahren der »Neuen Ordnung« während der Präsident­

schaft von General Suharto unter muslimischen Intellektuellen in Indonesi­
en diskutiert worden sind.1 In seiner deutschsprachigen Zusammenfas­

sung weist er darauf hin, dass das Konzept der Demokratie so, wie es im 

internationalen Diskurs verhandelt wird, zwar ohne die Beteiligung von den 

Muslimen entworfen wurde, dass es aber inzwischen durch ijtihäd als Ele­

ment der Erneuerung der (traditionellen) islamischen politischen Ordnung 

in den islamischen Diskurs integriert wurde.

I
slamische Anknüpfungspunkte 

waren vor allem die auch in einer 

Demokratie zentralen Grundprin­

zipien der shurä (gemeinsame Bera­

tung), al-’adäla (Gerechtigkeit), al- 

musäwa (die Gleichheit, sc. vor dem 

Recht), und al-ukhuwa, die Brüder­
lichkeit (S. 257). Durch die Grundori­

entierung am taukhid, dem Einheits­

bekenntnis, erhielt die Debatte jedoch 

einen spezifischen Akzent: wer ist 

Träger der Souveränität im Staate — 

das Volk, wie es z.B. auch die indo­

nesische Verfassung von 1945 dekla­

riert, oder Gott? »Die meisten von ih­

nen haben aber kein Problem mit der 

Volkssouveränität, weil sie zwischen 

der absoluten Souveränität Gottes 

und der politischen Souveränität des 

jeweiligen Staates unterscheiden« (S. 

258).

»Absolute
Souveränität Gottes«?

Doch damit war die grund­

sätzliche Forderung der Demokratie, 

nämlich der Anspruch des Volkes auf 

die Souveränität über das Recht, 

nicht gelöst. Was heißt »absolute 

Souveränität Gottes«? Diese Frage 

setzt sich fort und richtet sich auf die 

nächste Feststellung: »Dennoch er­

kennen sie fast alle die Souveränität

der göttlichen Gebote (shari’a) als die 

grundsätzliche Norm des Lebens der 

Muslime in Gesellschaft und Nation 

an« (ebd.). Sind die »göttlichen Gebo­

te« die Norm des Lebens, oder sind 

■—• durchaus auch religiöse ■— Nor­

men Ausgangspunkt und Orientie­

rungsrahmen von Geboten bzw. im 

staatlichen Betrieb von Gesetzen? 

Ferner taucht hier das alte Problem 

der sog. Jakarta-Charta wieder auf, 

ob nämlich dem Staat die Aufsichts­

pflicht über die Einhaltung der shari’a 

übertragen werden soll, oder ob die 

Einhaltung der shari'a jedem einzel­

nen Muslim selbst überlassen werden 

soll, wie es schließlich einvernehmlich 

verstanden wurde.

Völlig deutlich wird die Pro­

blematik dort, wo Masykuri Abdillah 

feststellt, dass die meisten muslimi­

schen Intellektuellen auch das grund­

sätzliche Konzept der Pancasila-De- 

mokratie, die von der »Neue-Ord- 

nung«-Regierung unter der Präsident­

schaft von General Suharto eingeführt 

wurde, für übereinstimmend mit isla­
mischen Doktrinen hielten. »Die Ähn­

lichkeit zwischen ihnen liege in der 

Einschränkung des Volkswillens, der 

nicht gegen das Pancasila-Prinzip des 

Glaubens an einen Gott verstoßen 

dürfe« (S. 259). Das war in der Tat ein 

heikler Punkt, vor allem seit 1990, als 

die damals gegründete »Vereinigung

Muslimischer Intellektueller« (ICMI) die 

Möglichkeit erhielt, unter der Aufsicht 

und Planung von Dr. B. J. Habibie die 

»proportionale Demokratie« zu ver­

wirklichen, d.h. die Besetzung staatli­

cher bzw. vom Staate kontrollierter 
Ämter und Posten nach dem offiziel­

len Religionsproporz zu besetzen. Es 

war das erste Mal seit der Unabhän­

gigkeit, dass eine religiöse Organisa­

tion eine solche, die gesamte Verwal­

tung prägende Möglichkeit erhielt; sie 

wurde damit praktisch als Repräsen­

tantin der gesamten islamischen Be­

völkerung, offiziell 87 Prozent aller In­

donesier, behandelt. Gleichzeitig galt 

auf diese Weise als sichergestellt, 

dass keine politische oder gesell­

schaftliche Entscheidung »islami­

schen Grundsätzen« widersprechen 

konnte — »islamische« im Sinne von 

dem, was die Staatsführung als »is­

lamisch« definierte. Dass diese — zu­

dem unter Umgehung der großen is­

lamischen gesellschaftlichen Organi­

sationen — durchgeführte Maßnah­

me den innenpolitischen Frieden 

zerrüttete und damit zur Vorgeschich­

te der später ausgebrochenen Aus­

schreitungen und kriegsähnlichen 

Auseinandersetzungen im Lande wur-
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de, ist hinreichend bekannt. Dass 

sich viele muslimische Intellektuelle 

dieser Entwicklung widersetzten ist 

nicht ganz so bekannt, ist aber nicht 

weniger eine ernstzunehmende Tat­

sache. Somit ist es bedauerlich, dass 

Masykuri Abdillahs Arbeit, die die 

Debatte der muslimischen Intellek­

tuellen bis 1993 verfolgt, bisher keine 

Fortsetzung zumindest bis zum Sturz 

Präsident Abdurrahman Wahids (Juli 

2001) gefunden hat. Auch hier kön­

nen nur einige wenige Wegmarken 

avisiert werden.

»Forum Demokrasi«

Ähnlich wie 1945, als viele 

der muslimischen Intellektuellen wie 

Moh. Hatta ihre gesellschaftlichen 

und politischen Konzepte nicht unter 

dem Etikett des Islam sondern des 

Nationalismus veröffentlichten, so 

geschah es auch wieder in verstärk­

tem Maße nach 1990. Einerder popu­

lärsten muslimischen Intellektuellen, 

Abdurrahman Wahid, der 1984 zum 

Leiter der mit ca. 40 Millionen Anhän­

gern größten islamischen Organisati­

on überhaupt gewählt worden war, 

antwortete bereits 1991 auf die zu­

nehmende Diskriminierung von Nicht- 

Muslimen, zusammen mit einem aus 

verschiedenen religiösen Gruppen 

stammenden Freundeskreis, mit der 

Einberufung eines »Forum Demokra­

si«. Dieses Forum hatte zwar keine 

formale, etwa durch Wahlen erworbe­

ne demokratische Legitimation. In 

ihm wurden jedoch die anstehenden 

politischen, gesellschaftlichen, öko­

nomischen und kulturellen Fragen in 

einer freien und verantwortungsbe­

wussten Weise diskutiert, wie es ei­

gentlich im Parlament hätte gesche­

hen sollen; übrigens hatte damals 

das Parlament nach der Verfassung 

von 1945 nur beratende, keineswegs 

jedoch eine Regierung, geschweige 

denn den Präsidenten kontrollierende 

Funktion. Von daher war das »Forum 

Demokrasi« etwas völlig Neues in der 

Geschichte des unabhängigen Indo­

nesien: Zum ersten Male gab es so 

etwas wie ein Forum, das zivilgesell­

schaftliche Aspirationen vertrat und 

im Volke respektiert wurde.

Ein Teil der Mitglieder ICMIs 

wie Dr. Habibies Stellvertreter, Dr. 

Amien Rais, stellte sich dem Pro­

gramm der »proportionalen Demo­

kratie« zur Verfügung. Um die Be­

gründung, die oben bereits als 

Rechtfertigung für die Einschränkung 

der Volkssouveränität herangezogen 

wurde, in den Rahmen eines interna­

tionalen islamistischen Diskurses ein­

zureihen, betrieb A. Rais selbst oder 
veranlasste er die Übersetzung einer 

Reihe von Schriften des pakistani­

schen langjährigen Führers der Je- 

maat-i islami, Abul A’la Maudoodi, 

und des unter Gamal Abd an-Nasir 

(Nasser) hingerichteten damaligen 

Führers der ägyptischen Muslim- 

Brüder, Sayyid Qutb, beides Verfech­

ter eines radikalen politischen Islam, 

ins Indonesische. Andere, wie zum 

Beispiel. A. Wahid, hielten am ur­

sprünglichen Konzept der National­

bewegung, nämlich der Pluralität in­

nerhalb der Gesellschaft, aber der 

Einheit der Nation, fest und widersetz­

ten sich der Aufweichung der 

Rechtssouveränität des Staates, die 

dann eintritt, wenn gesellschaftliche 

Gruppen eine Einführung partikularer

Rechtsverständnisse zur Unterstüt­
zung eigener Interessen oder Über­

zeugungen fordern. Ein solcher Sou­

veränitätsverzicht würde auch dann 

eintreten, wenn der Staat, wie einst in 

der Jakarta-Charta gefordert, die Ein­

haltung der shari’a durch die Muslime 

vorschriebe — ganz abgesehen von 

der daraus folgenden Verpflichtung, 

selbst zu bestimmen, was die shari’a 

sei, solange die Muslime selbst unter 

sich keinen Konsens darüber gefun­

den haben. Gerade solchen Versu­

chungen seitens des Staates, in das 

Selbstverständnis religiöser Gemein­

schaften einzugreifen, schiebt die 

Pancasila einen Riegel vor.

Aus Machtgier
geborener
Opportunismus

Insbesondere im Umfeld jün­

gerer, in der NU beheimateter Intel­

lektueller entwickelte sich somit eine 

neue intensive Debatte um die Zivil­

gesellschaft [civil society). Ausge­

hend von dem qur’änischen Diktum, 

dass den Menschen als khalifatu ‘lläh, 

als Sachwalter Gottes in der Schöp­

fung bezeichnet (Sura 2,30), wird der 

Schluss gefolgert, dass der Mensch 

diese Aufgabe gar nicht wahrnehmen 

könne, wenn er durch detaillierte Vor­

schriften seitens Gottes lediglich zum 

gehorsamen Ausführungsorgan ge­

schaffen worden wäre. Statthalter­

schaft schließt dagegen die Bereit­

schaft und Befähigung des Men­

schen ein, Rechenschaft über sein 

Tun und Denken abzulegen, und dies 

setzt ein gehöriges Maß an Entschei­

dungsfreiheit voraus. So unterstrich 

z.B. Komarudin Hidayat bereits auf 

einem 1992 abgehaltenen interreli­

giösen Seminar, dass — abgesehen 

vom Propheten selbst — die von sei­

ner Eigenschaft als geschichtliches 

Wesen geprägte Subjektivität eines 

Menschen eine dominierende Rolle in 

seinen Bemühungen, die Lehren des 

Qur’än zu verstehen, spielen werde. 

Ebenso wie andere Religionen favo­

risiere auch der Islam keine bestimm­

te Staatsform. Wohl setzt er Normen 

und Werte, die jeweils unter Bezug 

auf die historischen Bedingungen zu 

verwirklichen sind; dazu gehören 

Gerechtigkeit, Offenheit, Demokratie 

im Sinne gleichberechtigter Partizipa­

tion aller in der Verwaltung der öffent­

lichen Angelegenheiten, die gesell­Dorf mit Moschee auf Sumatra
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schaftliche Wohlfahrt und die Abwehr 

von Ausnutzung des Volkes und des­

sen Unterdrückung. Normen und Wer­

te also, die auch schon von M. Abdil- 

lah hervorgehoben wurden (siehe 

oben). Gemessen an diesen Maßstä­

ben hätte die Suharto-Regierung als 

anti-islamisch eingestuft werden müs­

sen. Damit erweist sich allerdings die 

Unterstützung, die Suharto insbeson­

dere in seiner letzten Regierungsde­

kade seitens der radikalen Religiösen 

erhalten hat, als blanker, aus Macht­

gier geborener Opportunismus.

Die von Komarudin Hidayat 

und anderen Schülern von Nurcholis 

Madjid, dem aus den 70er Jahren 

bekannten »Erneuerer« des islami­

schen gesellschaftlichen Denkens, 

wie Budhy Munawar-Rachman , aber 

auch von N. Madjid selbst und ande­

ren unabhängigen oder der NU na­

hestehenden Intellektuellen wie Za- 

makhsyari Dhofier, Masdar Farid 

Mas’udi, Djohan Effendi, Muhammad 

Hikam u.a. vorangetriebene Debatte 

zeigte eine große, wenn auch durch­
aus nuancierte Übereinstimmung 

darin, dass die shari’a als Norm für 

das persönliche Leben gelten könne, 

dass sie jedoch in einem von einer 

pluralen Gesellschaft errichteten 

Staat ethische und moralische Leitli­

nien anbieten könne, die dann in ei­

nem gesellschaftlichen Diskurs, ge­

meinsam mit anderen Normen und 

Werten, der Gesellschaft Orientierung 

und Weisung anbieten. Ein Ver­

ständnis von shari’a als mehr oder 
weniger fixierter Normenkodex wurde 

nicht nur aus aktuellen Gründen ab­

gelehnt, sondern auch unter Hinweis 

darauf, dass es einen solchen in der 

Geschichte nie gegeben habe, die 

Behauptung dagegen, »die shari’a« 

enthalte auch für heutige Muslime ein 

bindendes gesellschaftliches Modell, 

eine jeden zivilgesellschaftlichen 

Dialog blockierende Fiktion sei. So 

wie der Qur’än selbst, gerade als 

Gottes Offenbarung an die Men­

schen, kein Verfassungs- oder Ge­

setzeskodex sei sondern den Men­

schen bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben und Verantwortung vor Gott 

helfen und, als hudan (Rechtleitung), 

die Richtung weisen solle, so sei 

auch die shari’a als methodische An­

leitung bei der Identifizierung der je­

weils aktuellen Pflichten zu verstehen. 

Gelegentlich findet sich auch der 

Hinweis auf die Verwandtschaft des 

Begriffs für Recht, hukum, mit dem für

Weisheit, hikmah. Blinder Gehorsam 

gegenüber geoffenbarten Vorschrif­

ten bedarf jedoch keiner Weisheit; mit 

einem solchen auf Gehorsam hin ori­

entierten Verständnis wäre nicht nur 

das islamische Rechtsverständnis 

erstarrt. Auch das Verständnis des 

Menschen als Stellvertreter Gottes 

machte dann keinen Sinn mehr.

Damit rückt die Frage der 

Hermeneutik, insbesondere gegen­

über dem Qur’än, in den Vordergrund 
der Überlegungen. Eine gegenwarts­

bezogene Hermeneutik ist deshalb 

eine der wichtigsten Forderungen, die 

an die formale islamische Unterwei­

sung muslimischer Schüler und Stu­
dierender zu richten ist.2 (Fußnote) 

Hinsichtlich der Methoden einer kon­

textbezogenen und relevanten Inter­

pretation des Qur’än können sich die 

Unterweisenden auf die umfangrei­

chen und wegweisenden Vorarbeiten 

von Quraish Shihab und die Beiträge 

in der in Jakarta herausgegebenen 

Zeitschrift >Ulum al-Qur’än stützen.

Ein Rückschlag 
in der Debatte 
Intellektueller um die 
Zivilgesellschaft

Einen erheblichen Rück­

schlag und konzeptionelle Verengung 

erhielt die Debatte indonesischer In­

tellektueller um die Zivilgesellschaft 

jedoch 1996. Ein Problem war immer 
die Übersetzung dieses Konzeptes 

ins Indonesische. Angeboten hat sich 

masyarakat sipil, wobei im Begriff 

»s/p/7« auch ein Gegensatz zur prak­

tisch existierenden Militärherrschaft 

gesehen werden konnte. Manche 

blieben deshalb bei der englischen 

Schreibweise. 1996 schlug jedoch 

während einer Tagung der aus Ma­

laysia angereiste Anwar Ibrahim vor, 

den Begriff civil im Indonesisch/Ma­

laiischen mit »madani« zu übersetzen. 
Das ist der Begriff, der im Arabischen 

gebraucht wird. Während die Araber 

wissen, dass madani ein Attribut des 

Nomens madaniyya ist und letzteres 

jedoch seit dem 19. Jh. eine gängige 

Übersetzung von civilisation, hörten 

malaiische Ohren daraus einen Hin­

weis auf Medina (madina), die Stadt 

des Propheten. Damit traten die der 

Gründung des ersten islamischen 

Gemeinwesens zugrunde liegenden 

Ordnungen und Strukturen in den 

Vordergrund des Interesses. Da die­

se Gründung vom Propheten selbst 

vorgenommen wurde kommt ihr 

zweifellos eine besondere, wenn 

nicht bindende Bedeutung zu. Insbe­

sondere bedarf die Frage einer Klä­

rung, ob diese Gemeindegründung 

ein Vorbild für heutige Staaten, insbe­

sondere auch plurale wie Indonesien, 

sein könne, und ob damit die Ge-

Scharia-Unterstützerinnen
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meindeordnung von Medina als 

Vorbild moderner Verfassungen gel­

ten kann. Paradigma für die Antwort 

auf diese Frage war das Verhältnis zu 

den Juden in Yathrib. Diese Debatte 

kann endlos werden, somit be­

schränke ich mich auf die Kernfrage: 

Was lässt sich dem Text der Ge-
3

meindeordnung entnehmen?

Ihrem Charakter nach war sie 

ein Vertrag bzw. ein Doppelvertrag: 

Zunächst zwischen den mit Muham­

mad aus Mekka nach Yathrib ausge- 

wanderten Mekkanern, den »muhä- 

jirun«, und den beiden in Fehde mit­

einander liegenden arabischen 

Hauptgruppen in Yathrib, den »ansär« 

(Helfern), die Muhammad als 

Schiedsrichter eingeladen hatten. In 

diesem Teil ging es zunächst um die 

Ordnung der Verhältnisse zwischen 

den unterschiedlichen Gruppen, die 

nun in Yathrib eine einheitliche Ge­

meinschaft, eben eine madina, bilden 
wollen. Zusammengehalten wird sie 

durch die Religion, din, und zwar die 

vom Propheten Muhammad vermittel­

te Religion. Deshalb heißt ihr Ge­

meinwesen hinfort Madfnat an-Nabf, 

die Stadt des Propheten {madina 

wörtlich: Ort, in dem der din, die Re­

ligion, praktiziert wird, hier also die 

Religion des Propheten Muhammad). 

Da auf die Dauer nur dieser Teil der 

Gesamtgemeinschaft von Yathrib dort 

überlebte, hat sich bei den Muslimen 

der Eindruck durchgesetzt, als sei 

schon zu Zeiten des Propheten die­

ser Teil der Wesentliche und Maßge­

bende der Bevölkerung in Medina 

gewesen. Dieser Eindruck trügt je­

doch. Im zweiten Teil des Vertrages 

sind die Juden die Partner. Auch ih­

nen wird zugestanden, dass sie eine 

Religion {din) haben, die sich von der 

der Anhänger Muhammads unter­

scheidet, weil die Juden eben einem 

anderen Propheten folgen, nämlich 

Mose. Dieser Zustand wird im Vertrag 

von Medina ausdrücklich anerkannt 

(vgl. Paragraph 25). Damit gibt es al­

so zwei Gemeinwesen als madina: 

die Gefolgschaft von Muhammad, 

und die jüdische Gemeinschaft, von 

der allerdings nicht alle in das Ver­

tragsverhältnis mit Muhammad ein­

willigen; hieraus entstehen später die 

Konflikte mit jüdischen feindlichen 

Gruppen. Damit ist jedoch deutlich, 

dass sich die Gemeinde auf den 

Propheten, nicht auf Gott bezieht, 

und Muhammad soll auch bei späte­

ren Gelegeheiten, wenn er gesell­

schaftliche oder politische Entschei­

dungen getroffen hatte, immer wieder 

betont haben, dass er die Entschei­
dung aus eigener Überlegung, also 

nicht auf Grund einer Offenbarung 

oder Eingabe durch Gott hin getrof­

fen habe. Offensichtlich waren die 

Zeitgenossen Muhammads noch 

sehr viel sensibler hinsichtlich der 

Unterscheidung von den Kern der 

Religion als Gottesdienst und Be­

kenntnis betreffenden und solchen 

religiösen Fragen, die gemeinschaft­

lichen Charakter haben und damit 

offen sind für Disputationen und 

Dissens. Allerdings gibt es auch et­

was die unterschiedlichen »Orte der 

Religion« Verbindendes: die gottes­

dienstliche Gemeinschaft, und auch 

diese wird wiederholt in dem Vertrag 

von Medina unterstrichen: die umma 

ist nur eine, sie ist die umma Gottes 

{ummat Allah). Auch dies wird wie­

derholt in dem Vertrag von Medina 

unterstrichen.

Die Suche nach 
Orientierungen 
für die Gegenwart

Auf diesen hinter dem Ver­

trag von Medina stehenden Sachver­

halt hat Ahmad Baso nachdrücklich 

hingewiesen. Aus seinen Darlegun­

gen wird deutlich, dass der Vertrag 

von Medina so, wie er dasteht, nicht 

als Grundlage für eine moderne Ver­

fassung gelten kann. Wohl finden 

sich in ihm einige der oben erwähn­

ten gesellschaftlichen Normen und 

Werte, die ihre Bedeutung keines­

wegs verloren haben. Auch wird der 

Charakter einer Verfassung als ge­

sellschaftlicher Vertrag durchaus auf­

genommen werden können; die Idee 

eines Gesellschaftsvertrags als 

Grundlage einer gesunden Staats­

form hat übrigens schon der arabi­

sche Philosoph al-Mawardi im 11. Jh. 

entwickelt. Das Prinzip der Gleichheit 

hat jedoch für alle Vertragspartner zu 

gelten, und als Ziel kann deshalb nur 

eine einzige Gemeinschaft — oder 

jetzt besser: Gesellschaft — sein, mit 

der gleichen Rechtsgrundlage für al­

le. Es bleibt abzuwarten, ob die De­

batte der muslimischen Intellektuellen 

nach dem Buch von Ahmad Baso 

sich dieser Konsequenzen bewusst 

wird, wenn sie — was ja durchaus 

legitim ist — in den Ursprüngen ihrer 

Religion nach für die Gegenwart rele­

vanten Orientierungen sucht. Dass es 

diese gibt, dürfte keine Frage sein, 

und der oft vorgetragene Vorwurf, der 

Islam trage in sich selbst keine An­

sätze für eine demokratische Entwick­

lung, bedarf des Beweises, auch 

wenn er immer wieder insbesondere 

von selbsternannten »Islamkennern« 

erhoben wird.

Dass es auch im arabisch­

sprachigen Bereich eine intensive 

Debatte um die Zivilgesellschaft gibt 

habe ich nicht erwähnt, möchte das 

jedoch in einem letzten Satz nachho­

len und nachdrücklich auch darauf 
hinweisen.4

Eine Fassung des Artikels mit ausführ­

licher Literaturangabe ist auf den 

Seiten unserer Homepage unter 

httpjjasienhaus.de/pubdkat/soa/zu

finden.
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